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Der Bundesrat stimmte am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 
zu, das Vorschläge der Länder umsetzt, welche in 2014 nicht mehr realisiert 
werden konnten. Es enthält eine Vielzahl von kleinen Gesetzesänderungen. 
Die interessantesten sollen hier kurz aufgelistet werden: 

Investitionsabzugsbetrag (Inkrafttreten am 1.1.2016): Investitionsabzugsbeträge er-
möglichen – unter weiteren Voraussetzungen – die Vorverlagerung von Abschreibungs-
volumen in ein Wirtschaftsjahr vor Anschaffung oder Herstellung eines begünstigten 
Wirtschaftsgutes. Aber auch bei bereits angeschafften oder hergestellten begünstigten 
Wirtschaftsgütern können in bestimmten Fällen Investitionsabzugsbeträge und eine 
daraus resultierende gewinnmindernde Herabsetzung der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten noch in Anspruch genommen werden (siehe auch Beitrag „Investitionsab-
zugsbetrag“ unter „Handlungsempfehlungen zum Jahreswechsel 2015/2016“). 

Die Neuregelung sieht vor, dass Steuerpfl ichtige ohne weitere Angaben Abzugsbeträge 
für begünstigte künftige Investitionen im beweglichen Anlagevermögen bis zu einem 
Höchstbetrag von unverändert 200.000 € im Jahr gewinnmindernd abziehen können. 
Die bisherige Dokumentationspfl icht wird durch eine Verpfl ichtung zur elektronischen 
Übermittlung der notwendigen Angaben ersetzt.

Bei nicht durchgeführten begünstigten Investitionen nach Ablauf der dreijährigen In-
vestitionsfrist sind die Abzugsbeträge rückgängig zu machen und zu verzinsen. Klarstel-
lend wird gesetzlich geregelt, dass auch eine freiwillige vorzeitige Rückgängigmachung 
von Abzugsbeträgen zulässig ist, z. B. bei nicht mehr zu erwartenden Investitionen zur 
Vermeidung höherer Zinsen durch eine spätere Änderung der Steuerfestsetzung. 

Unterhaltsleistungen (Inkrafttreten am 1.1.2016): Unterhaltszahlungen an den ge-
schiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten können bis zu einem Betrag 
von zzt. 13.805 € zzgl. der im jeweiligen Veranlagungszeitraum für die Absicherung der 
unterhaltenen Person aufgewendeten Beträge (= Basiskranken- und Pfl egepfl ichtver-
sicherung) als Sonderausgaben abgezogen werden. Die Unterhalt empfangende Person 
hat die Zahlungen als Sonstige Einkünfte zu versteuern (Korrespondenzprinzip). 
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Das Prüfungsamt des Bundes stellte in diesem Zusammenhang mehrfach Defi zite in 
der Verfahrensdurchführung fest. Danach ist zwar der Sonderausgabenabzug bei der 
zahlenden Person sichergestellt, nicht jedoch die Versteuerung bei der empfangenden 
Person. Zur Verfahrenssicherung wird für den Zahlenden die Pfl icht eingeführt, die Iden-
tifi kationsnummer der den Unterhalt empfangenden Person anzugeben. Die unterhal-
tene Person wird ihrerseits verpfl ichtet, ihre Identifi kationsnummer der den Unterhalt 
leistenden Person mitzuteilen. Kommt sie dieser Verpfl ichtung nicht nach, ist der Unter-
haltsleistende berechtigt, die Identifi kationsnummer bei der für den Unterhaltsleisten-
den zuständigen Finanzbehörde zu erfragen. 

Umsatzsteuer bei unrichtigem Steuerausweis (Inkrafttreten – nach Verkündung): Im 
Falle eines unrichtigen Steuerausweises in einer Rechnung entsteht die Steuer nach 
derzeitiger Gesetzeslage mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Steuer 
entsteht, spätestens jedoch im Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung. Nunmehr wird ge-
setzlich klargestellt, dass die aufgrund unrichtigen Steuerausweises geschuldete Steuer 
im Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung entsteht.

Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (Inkrafttreten – nach Verkündung): 
Bei bestimmten Bauleistungen im Zusammenhang mit Grundstücken ist der Leistungs-
empfänger bisher schon Steuerschuldner. Als Bauleistungen gelten nach den Neurege-
lungen u. a. Sachen, Ausstattungsgegenstände oder Maschinen, die auf Dauer in einem 
Gebäude oder einem Bauwerk installiert sind und die nicht bewegt werden können, 
ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu zerstören oder zu verändern. Damit werden vor 
allem Lieferungen von und Leistungen an Betriebsvorrichtungen erfasst. Entsprechend 
gelten Betriebsvorrichtungen unionsrechtlich demnach nur dann nicht als Grundstück, 
wenn sie nicht auf Dauer installiert sind oder bewegt werden können, ohne das Gebäude 
oder das Bauwerk zu zerstören oder zu verändern.

Grunderwerbsteuerliche Ersatzbemessungsgrundlage: Die Grunderwerbsteuer bemisst 
sich grundsätzlich nach dem Wert der Gegenleistung. Bei fehlender Gegenleistung, Um-
wandlungsvorgängen, Anteilsübertragung oder -vereinigung wird eine sog. Ersatzbe-
messungsgrundlage herangezogen, die das Bundesverfassungsgericht für mit der Ver-
fassung unvereinbar erklärte, weil die Regelung – wegen häufi ger Unterschreitung des 
gemeinen Wertes – zu einer erheblichen und sachlich nicht gerechtfertigten Ungleich-
behandlung gegenüber der Regelbemessungsgrundlage führt.

Mit der Neuregelung des Grunderwerbsteuergesetzes erfolgt die Annäherung der als 
Ersatzbemessungsgrundlage ermittelten Werte an den gemeinen Wert und damit an die 
Regelbemessungsgrundlage, indem die erbschaftsteuerlichen Bewertungsregelungen 
für Grundbesitz herangezogen werden. Die Regelung gilt grundsätzlich auf alle nach 
dem 31.12.2008 verwirklichten Erwerbsvorgänge. 

WEIHNACHTSFEIER/BETRIEBSVERANSTALTUNG: Zuwendungen eines Ar-
beitgebers anlässlich einer Betriebsveranstaltung waren bis zum 31.12.2014 
bei Überschreiten einer Freigrenze (von 110 € je Mitarbeiter und Veranstal-
tung) als steuerpfl ichtiger Arbeitslohn zu qualifi zieren. Für Betriebsveran-
staltungen ab dem 1.1.2015 wurde die bisherige Freigrenze von 110 € in 
einen „Freibetrag“ umgewandelt. 

Die Umwandlung in einen Freibetrag bedeutet, dass Aufwendungen bis zu dieser Höhe 
steuerfrei bleiben, auch wenn der Betrag pro Veranstaltung und Arbeitnehmer über-
schritten wird. Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und sozialversicherungs-
pfl ichtig. 

Beispiel: Unternehmer X lädt seine 10 Mitarbeiter zu einer Weihnachtsfeier ein. Die 
Kosten für die Feier betragen 1.500 €.

 » Alte Regelung bis 31.12.2014 mit einer Freigrenze: Nachdem die Freigrenze pro 
Mitarbeiter überschritten wurde, unterlag der gesamte Betrag in Höhe von 150 € 
(1.500 : 10) grundsätzlich der Steuer- und Sozialversicherungspfl icht. 
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 » Neue Regelung ab 1.1.2015 mit einem Freibetrag: Auch wenn in diesem Fall der 
Freibetrag pro Mitarbeiter überschritten wurde, sind hier grundsätzlich nur die über-
schreitenden Aufwendungen in Höhe von (150 € – 110 € Freibetrag =) 40 € steuer- 
und sozialversicherungspfl ichtig. 

 » Sie bleiben dann sozialversicherungsfrei, wenn sie der Arbeitgeber mit 25 % pau-
schal besteuert. 

Alle Aufwendungen, auch die Kosten für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung 
(z. B. Fremdkosten für Saalmiete und „Eventmanager“), werden – entgegen eines anders 
lautenden Urteils des Bundesfi nanzhofs – in die Berechnung einbezogen. Gleichfalls 
sind die geldwerten Vorteile, die Begleitpersonen des Arbeitnehmers gewährt werden, 
dem Arbeitnehmer als geldwerter Vorteil zuzurechnen. 

Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Betriebsveranstaltung liegt nur dann vor, wenn sie 
allen Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils grundsätzlich offensteht. Eine 
Betriebsveranstaltung wird als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als 2 Veranstal-
tungen jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der einzelnen Veranstaltung kommt 
es nicht an. Das bedeutet, dass auch mehrtägige Betriebsveranstaltungen begünstigt 
sein können.

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine und 
mittlere Unternehmen profi tieren von der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden 
bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen angeschafft, können – unter weiteren 
Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den folgenden 
vier Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in 
Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen werden. Der Unternehmer 
kann entscheiden, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonderabschreibung bean-
spruchen will und damit die Höhe des Gewinns steuern.

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten Betriebsvermögensgrenzen 
betragen bei Bilanzierenden 235.000 € bzw. der Wirtschaftswert bei Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft 125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 
beträgt 100.000 €. 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG: Steuerpfl ichtige können für neue oder gebrauchte be-
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die sie anschaffen oder herstellen wol-
len – unter weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 
90 % und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie 
bei der Sonderabschreibung) –, bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr 
der Inanspruchnahme und den drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht übersteigen. 

Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im Jahr 2016 eine Maschine im Wert 
von netto 50.000 € anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2015 einen Investitionsab-
zugsbetrag in Höhe von 40 % (= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch neh-
men, der sich in diesem Jahr auch gewinnmindernd auswirkt. 

Der Unternehmer kann dann die Bemessungsgrundlage für die weiteren Abschreibungen 
und Sonderabschreibungen auf 30.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, um die er-
forderliche steuerliche Hinzurechnung auszugleichen. Schafft er im Jahr 2016 die Ma-
schine an, kann er zusätzlich eine Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) 
gewinnmindernd ansetzen.

Unterbleibt die geplante Investition, ist die Berücksichtigung des Investitionsabzugsbe-
trages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist. Da-
für werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen Zinsaufwendungen.

Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines 
Investitionsabzugsbetrages setzt u. a. voraus, dass der Steuerpfl ichtige beabsichtigt, 
das begünstigte Wirtschaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte des Betriebs aus-



Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.), 
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag

10.12.2015

Sozialversicherungsbeiträge 28.12.2015

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

Seit 1.1.2015 = -0,83, 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73, 1.1.2014 – 30.6.2014 = -0,63 %.    
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern
• abgeschlossen bis 28.7.2014: 
• abgeschlossen ab 29.7.2014:

Basiszinssatz + 5-%-Punkte

Basiszinssatz + 8-%-Punkte
Basiszinssatz + 9-%-Punkte
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 
2010 = 100 

2015: September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni 107,0; Mai = 107,1; April = 107,0; 
März = 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Ände-
rungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Besten Dank für das 
uns im Jahr 2015 

entgegen gebrachte 
Vertrauen, 

frohe Weihnachten 
und ein gesundes 
und erfolgreiches 

neues Jahr!

schließlich oder fast ausschließlich betrieblich zu nutzen (= betriebliche Nutzung zu 
mindestens 90 % im Jahr des Erwerbes und im Folgejahr). 

Des Weiteren muss der Steuerpfl ichtige das Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt ein-
zureichenden Unterlagen seiner Funktion nach benennen (die Benennung der Funktion 
entfällt für Wirtschaftsjahre ab 2016) und die Höhe der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten angeben. Dann kann der Investitionsabzugsbetrag auch 
für einen betrieblichen Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis der über 
90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu führen.

Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur Verfügung 
gestellt – dazu zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es sich um 
eine 100%ige betriebliche Nutzung. 

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: Steuerpfl ichtige bedanken sich i. d. R. für die 
gute Zusammenarbeit am Jahresende bei ihren Geschäftspartnern mit kleinen Geschen-
ken. Solche „Sachzuwendungen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer des Unternehmers 
sind – also z. B. Kunden, Geschäftsfreunde usw. – dürfen als Betriebsausgaben abge-
zogen werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 35 € ohne 
Umsatzsteuer (falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) nicht überstei-
gen. Ist der Betrag höher oder werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere 
Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € übersteigen, entfällt die steuerliche 
Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. 

Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der Fiskus davon aus, dass es sich 
um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspfl icht der Emp-
fänger. Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro Emp-
fänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) 
versteuern. Der Aufwand stellt jedoch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Empfän-
ger von der Steuerübernahme zu unterrichten. 

Geschenke aus persönlichem Anlass (Geburtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, Kin-
dergeburt, Geschäftsjubiläum) im Wert bis 60 € (bis 31.12.2014 = 40 €) müssen nicht 
pauschal besteuert werden. Übersteigt der Wert jedoch 35 €, ist das Geschenk nicht als 
Betriebsausgabe absetzbar!

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben 
den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä. bis zu 60 €) auch ein Geschenk z. B. zum Jah-
resende überreichen, kann er eine besondere Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke 
an Mitarbeiter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro Arbeit-
nehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) pauschal 
besteuert werden. Sie sind allerdings sozialversicherungspfl ichtig. Der Arbeitgeber kann 
die Aufwendungen (für Arbeitnehmer) als Betriebsausgaben ansetzen.


